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Razzia nach Tonträgern
mit rechten Inhalt
Zwickau. Bei bundesweiten Haus-
durchsuchungen in Vertriebs- und
Verlagsgeschäften der Naziscene
hat die Polizei mehr als 400 Ton-
undDatenträger sichergestellt. Das
Amtsgericht Zwickau hatte für die
Wohnung eines Liedermachers ei-
nen Durchsuchungsbeschluss er-
lassen. Der 29-Jährige werde be-
schuldigt, »mit seinen Songtexten
rechtes Gedankengut zu verbrei-
ten, insbesondere aber den Natio-
nalsozialistischen Untergrund
(NSU) zu verherrlichen«, hieß es.
Zeitgleich mit Sachsen wurde den
Angaben zufolge in Sachsen-An-
halt, Brandenburg, Thüringen,
Mecklenburg-Vorpommern, Bay-
ern, Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz nach Tonträgern
mit einschlägigen Inhalten ge-
sucht. Die mehr als 400 CDs sowie
diverse Datenträger würden nun
ausgewertet, hieß es. epd/nd

Behörden überwachen
fast 80 Fußfesselträger
Bad Vilbel. Fast 80 Menschen mit
elektronischer Fußfessel werden
derzeit bundesweit vom hessi-
schen Bad Vilbel aus überwacht.
Der Großteil trage des Gerät we-
gen eines Sexualdeliktes, berich-
tete das hessische Justizministe-
rium am Donnerstag. Die meisten
Fußfesselträger leben nach den
letzten Zahlen in Bayern (26), ge-
folgt von Hessen (10). Die ge-
meinsame elektronische Überwa-
chungsstelle der Länder behält seit
Anfang 2012 per GPS-Ortung bei-
spielsweise aus der Sicherungs-
verwahrung entlassene Ex-Straf-
täter im Auge. Betreten sie eine
verbotene Zone, geht ein Alarm
los. dpa/nd

Erfurt: Ermittlungen zu
Bestechung eingestellt
Erfurt. Die Thüringer General-
staatsanwaltschaft hat die Ermitt-
lungen wegen angeblicher Beste-
chungen im Vorfeld der Wahl von
Bodo Ramelow (LINKE) zum Mi-
nisterpräsidenten eingestellt. Der
ehemalige stellvertretende Minis-
terpräsident Gerd Schuchardt
(SPD) bestätigte am Donnerstag
einen Bericht der »Thüringer All-
gemeinen«, wonach ihm das Ver-
fahrensende mitgeteilt worden sei.
Laut Zeitung hat auch ein ehema-
liger CDU-Abgeordneter ein ent-
sprechendes Schreiben erhalten.
Schuchardt und der CDU-Mann
wurden beschuldigt, SPD-Abge-
ordneten Ministerposten für den
Fall versprochen zu haben, dass sie
das rot-rot-grüne Bündnis bei der
Wahl platzen lassen. dpa/nd

Entschieden
zu weit
Das Gesetz, das Frankreichs Si-
cherheitsdiensten umfassende
Rechte für Beschaffung und
Sammlung von Informationen
zur Terrorabwehr erlauben soll,
stößt auf viele Vorbehalte.

Von Ralf Klingsieck, Paris

Der Text des Sicherheitsgesetzes
wird seit Anfang der Woche in der
französischen Nationalversamm-
lung diskutiert und soll im
Schnellverfahren, also nach nur
einem Durchgang durch beide
Kammern des Parlaments, verab-
schiedetwerden, umnoch vor dem
Sommer dieses Jahres in Kraft tre-
ten zu können.
Im Parlament und mehr noch

in der Öffentlichkeit und in den
Medien werden die Stimmen im-
mer zahlreicher und lauter, die
warnen, dass unter dem Vorwand
der Terrorabwehr elementare
Rechte der Bürger ausgehebelt
oder unterlaufen werden können.
Die Kritik konzentriert sich da-
rauf, dass künftig das Abhören von
Telefonen oder das »Verwanzen«
von Büros, Privatwohnungen oder
Autos mit Mikrofonen und Vi-
deokameras nicht zuvor durch ei-
nen Untersuchungsrichter ge-
nehmigt, sondern nur nachträg-
lich einer neu zu schaffenden un-
abhängigen Aufsichtskommission
gemeldet werden muss.
»Terrorabwehr ist legitim und

vorbeugende Sammlung von In-
formationen über potenzielle Tä-
ter ist notwendig«, räumt Henri
Leclerc, Anwalt und Ehrenpräsi-
dent der Französischen Liga für
Menschenrechte, ein. »Aber zu-
nächst sollten die vorhandenen
rechtlichen Möglichkeiten ausge-
schöpft und dafür ausreichend
Mittel und Personal bereitgestellt
werden, statt nach jedem spekta-

kulären Anschlag wie vor zwei
Jahren in Toulouse und jetzt in
Paris nach neuen schärferen Ge-
setzen zu rufen.« Der Polizeige-
werkschafter Christoph Range-
ville empört sich: »Der Gesetz-
entwurf soll nur nachträglich le-
galisieren, was die Sicherheits-
dienste in der Praxis längst tun –
völlig illegal, aber von der Regie-
rung toleriert und gedeckt.« Das
neue Gesetz gehe viel weiter als
der Patriot Act in den USA, der
dort nach dem 11. September
2001 erlassen wurde und viele
Bürgerrechte ausgehöhlt hat,
warnt Staatsrechtsprofessor Eric
Sadin. »Der Text ist so weit ge-
fasst, dass er Aktionen nicht nur
gegen Dschihadisten und andere
Terroristen, sondern auch gegen
Militär- und Wirtschaftsspione,
Waffen- und Drogenhändlerban-
den, ja selbst gegen vage ver-
dächtige Wissenschaftler, Regio-
nalrechtsaktivisten, gewalttätige
Demonstranten und darüber hi-
naus gegen Jedermann erlaubt,
der auch nur zufällig in Kontakt
mit einer solchen ›Zielperson‹ ge-
raten ist.«
Isabelle Falque-Pierrotin, Vor-

sitzende der unabhängigen Da-
tenschutzbehörde CNIL, sorgt sich
um »das Schicksal der massenhaft
gesammelten Daten über mehr
oder weniger verdächtige Bürger,
die Begehrlichkeiten wecken und
die Nutzung für Zwecke erlauben
können, die mit der Terrorab-
wehr nichts mehr zu tun haben.«
Der Gesetzestext gehe »entschie-
den zu weit«, meint auch Céline
Parisot, stellvertretende Vorsit-
zende der Richtergewerkschaft
USM, »denn dann kann selbst aus
Furcht, dass eine Großdemonst-
ration aus dem Ruder läuft und zu
gewalttätigen Ausschreitungen
führt, in den Tagen zuvor die
Wohnung und das Auto des ver-
antwortlichen Gewerkschafts-
chefs abgehört werden.«

»Völlig illegal,
aber von der
Regierung toleriert
und gedeckt.«
Polizeigewerkschafter
Rangeville zur Praxis
der Sicherheitsdienste

Anlass zur Überwachung
Fraktionsspitzen von Union und SPD diskutieren über Kriminalität / Einigung zur Entlastung von Alleinerziehenden

Bei ihrer Göttinger Klausur haben
die schwarz-roten Politiker über
Maßnahmen gegen Einbrüche be-
raten. Hardliner in der Union wol-
len mehr Befugnisse für die Polizei.

Von Aert van Riel

Die Große Koalition setzt in der In-
nenpolitik auf Überwachung und
härtere Strafen. Nach der Einigung
von Innenminister Thomas de Mai-
zière (CDU) und dem Chef des Jus-
tizressorts, Heiko Maas (SPD), zur
Vorratsdatenspeicherung wurden am
Donnerstag weitere Pläne der Bun-
desregierung bekannt. Bei ihrer ge-
meinsamen Klausur sprachen sich die
geschäftsführenden Fraktionsvor-
stände der Regierungsparteien in
Göttingen dafür aus, eine Verschär-
fung des Strafrechts zu prüfen, um
Gewalt gegen Einsatzkräfte etwa bei
Demonstrationen effektiver zu ahn-

den. Hintergrund dieses Vorhabens
sind offenbar die gewaltsamen Aus-
einandersetzungen bei den Frank-
furter Blockupy-Protesten vom März.
Zudem sollen die Haushaltsmittel für
die Bundespolizei nach 2015 (20 Mil-
lionen Euro für bessere Ausstattung)
auch nächstes Jahr erhöht werden.
Ein weiterer Schwerpunkt der

Klausur war die Bekämpfung der Ein-
bruchskriminalität. Die Bürger sollen
nach dem Willen der Fraktionsspit-
zen beim Schutz vor Einbrechern mit
Zuschüssen und zinsgünstigen Kre-
diten stärker unterstützt werden. Für
die Sicherung von Häusern und Woh-
nungen sollen Programme der staat-
lichen KfW-Förderbank aufgestockt
werden. Außerdem ist geplant, dass
neben Geldstrafen als Alternative zur
Freiheitsstrafe ein Fahrverbot als ei-
genständige Sanktion eingeführt
wird. Als Argumente führten die Po-
litiker an, dass es zunehmend Straf-

täter gebe, für die eineGeldstrafe kein
fühlbares Übel darstelle oder die gar
kein Vermögen hätten.
In der Union gibt es Bestrebun-

gen, die Angst vor Einbrüchen für ei-
ne Ausweitung von Überwachungs-
maßnahmen zu nutzen. Bayerns In-
nenminister Joachim Herrmann sag-
te der »Welt«, dass die Telekommu-
nikationsüberwachung künftig auch
bei Wohnungseinbrüchen ermöglicht
werden müsse. Bislang sei dies nur in
Fällen des Bandendiebstahls mög-
lich. »Es steht aber häufig erst am En-
de der Ermittlungen fest, ob es sich
um einen Bandendiebstahl handelt«,
so der CSU-Politiker.
Neben ihren Vorhaben in der In-

nenpolitik versprachen die Koaliti-
onspolitiker finanzielle Wohltaten.
Die Fraktionsspitzen verständigten
sich auf eine stärkere Entlastung von
Alleinerziehenden. Der steuerliche
Freibetrag für sie soll um 600 Euro

auf 1908 Euro erhöht werden. Für je-
des weitere Kind sollen 240 Euro hin-
zukommen. Die Lage von erwerbslo-
sen Alleinerziehenden bleibt somit
allerdings prekär. Die SPD hatte die
Entlastungen gefordert, Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU) aber
eine Finanzierung verweigert. Das
Geld soll nun aus dem Etat von Fa-
milienministerin Manuela Schwesig
(SPD) kommen. Sie wird deswegen
wohl an einer anderen Stelle weni-
ger Mittel zur Verfügung haben.
Bei ihren wirtschaftspolitischen

Debatten mussten die Politiker auf
VW-Vorstandschef Martin Winter-
korn verzichten. Er begründete sein
Fernbleiben mit der Teilnahme an
Gremiensitzungen des Konzerns. Das
Präsidium wollte im österreichischen
Salzburg über einen Ausweg aus der
Führungskrise beraten, nachdem
Aufsichtsratschef Ferdinand Piëch
von Winterkorn abgerückt war.

Der Tod ist ständiger Begleiter
Antirassistische Initiative dokumentiert die Folgen deutscher Asylpolitik
Unglücksmeldungen vom Mittel-
meer wechseln mit freundlichen Er-
klärungen der Politik über Zuwan-
derung. Eine Dokumentation liefert
regelmäßig Belege für den Reali-
tätsgehalt solcher Bekenntnisse.

Von Uwe Kalbe

Menschen, die sich in Asylbewerber-
heimen deutscher Kommunen nicht
sicher fühlen, oder Flüchtlinge, die
auf dem Weg nach Deutschland den
Tode finden – dies sind nach Über-
zeugung der »Antirassistischen Initi-
ative« verschiedene Seiten einer ge-
meinsamen Asyl- und Flüchtlingspo-
litik in Deutschland und EU-Europa.
Seit 1993 sammelt die Initiative in
Berlin in mühevoller und unbezahl-
ter Kleinarbeit Belege dafür, wie oft
diese Politik für Flüchtlinge tödlich
endet.
Im Zeitraum von 1993 bis Ende

2014 starben mindestens 194 Men-
schen auf dem Weg in die Bundesre-
publik oder an ihren Grenzen. Das ist
das Rechercheergebnis der Initiative,
die in jährlichen Publikationen die
»bundesdeutsche Flüchtlingspolitik
und ihre tödlichen Folgen« doku-
mentiert. Mindestens 451 Flüchtlin-
ge seien in diesem Zeitraum als Fol-
ge der Asylgesetzgebung ums Leben
gekommen. Durch rassistische Über-
griffe und Brände in Flüchtlingsun-
terkünften seien 94 Menschen zu To-
de gekommen. Seit der letzten Erhe-
bung im vergangenen Jahr seien da-
mit 18 Todesfälle hinzugekommen –
im Ergebnis von drohender oder er-
folgter Abschiebung, als Folge von
Abschiebehaft, des Versuchs, Gren-
zen auf dem Weg nach Deutschland
zu überwinden oder durch die Ver-
folgung durch staatliche Behörden.
Allein 130 Personen starben nach

diesen Angaben seit 1993 an den öst-
lichen Grenzen Deutschlands, 590
Flüchtlinge erlitten beim Grenzüber-
tritt zum Teil erhebliche Verletzun-
gen, davon 321 an den östlichen
Grenzen, wie aus der Fallsammlung
hervorgeht, die die Initiative vorab
zur Verfügung stellte. 179 Menschen
töteten sich der Untersuchung zufol-
ge angesichts ihrer drohenden Ab-
schiebung selbst oder starben beim
Versuch, vor der Abschiebung zu flie-
hen. 64 Flüchtlinge starben in Ab-
schiebehaft. Mindestens 1383
Flüchtlinge fügten sich demnach vor
der Abschiebung oder aus Protest ge-
gen ihre drohende Abschiebung oder
die Aufenthaltssituation selbst Ver-
letzungen zu beziehungsweise über-
lebten verletzt den Versuch der
Selbsttötung. Unter diesen Fällen be-
fanden sich 659 Menschen in Ab-
schiebehaft.
Die Dokumentation sei ein Spie-

gelbild der menschenverachtenden
Lebensbedingungen, denen Flücht-
linge, Asylbewerber und Menschen
ohne Papiere in Deutschland ausge-
setzt seien, heißt es in einer Erklä-
rung der Initiative. In den dokumen-
tierten Fällen werde der gesetzliche,
behördliche und gesellschaftliche
Druck deutlich, denen sich die Be-

troffenen ausgesetzt sähen. Dabei ist
es für den Betroffenen unerheblich,
ob sein Tod die Folge einer Abschie-
bung in ein Land ist, wo seine Ver-
sorgung nach einer Herzklappen-
operation in Deutschland nicht ge-
währleistet ist. So geschah es Victor
Osório Turcios, der am 18. Juli 2012
abgeschoben wurde und ein Jahr spä-
ter in Honduras starb, weil er nicht

mit den lebensnotwendigen Medika-
menten versorgt war. Oder ob er von
acht Bediensteten einer Justizvoll-
zugsanstalt fixiert wird, bis er einen
»lagebedingten Erstickungstod« er-
leidet, wie es einem Kosovaren im Ju-
ni letzten Jahres in Landshut ge-
schah. Oder ob ein Familienvater auf
dem vermeintlichen Weg zu Ver-
wandten in Deutschland im Mittel-

meer den »Rettungsversuch« der
griechischen Küstenwache mit dem
Verlust dreier Kinder und seiner Ehe-
frau bezahlt, als diese in den Fluten
ertrinken. Er ist einer der Überle-
benden des von der Antirassistischen
Initiative dokumentierten Falles, der
im folgenden Text unten teilweise
wiedergegeben wird. Er selbst ist in
Deutschland angekommen.

Offensichtliche Tristesse eines Abschiebeknasts Foto: dpa/Bernd Settnik

Schutz vor Flüchtlingen
In der Dokumentation wird das
Drama zweier Familien geschil-
dert, die im Mittelmeer sechs An-
gehörige verloren. Dank einer
»Rettungsaktion« des griechischen
Küstenschutzes. Ein Auszug:

20. Januar 2014 vor der Küste der
griechischen Insel Farmakonisi: 27
Flüchtlinge aus Afghanistan und Sy-
rien wähnen sich am Ende ihrer
Überfahrt nach Europa. »Dann wird
der Fischkutter von einem Patrouil-
lenboot der griechischen Küsten-
wache entdeckt. Es legt neben dem
Kutter an, zwei Beamte steigen über
und befestigen ein ca. 10 Meter lan-
ges Tau. Damit wird das Fischer-
boot in Schlepp genommen und in
zunehmend hoher Geschwindigkeit
durch die stürmische See in Rich-
tung Osten zur türkischen Küste ge-
zogen. Nach ca. 10Minuten reißt das
Abschleppseil ein Stück vom Bug des
Kutters heraus, so dass Wasser ein-
dringt. Die Hilfeschreie der ver-
zweifelten Flüchtlinge und die Bit-
ten, sie in das viel größere Pat-

rouillenboot hinüberzunehmen,
werden von der Mannschaft igno-
riert. Es werden auch keine Ret-
tungswesten an die Flüchtlinge ver-
teilt. Einige, die versuchen auf das
Boot der Küstenwache zu gelangen,
werden zurückgetreten ...
Gegen 2.13 Uhr sieht sich die

griechische Küchenwache – nach ei-
genen Angaben – »gezwungen«, das
Tau zu kappen, so dass der Fisch-
kutter in die Tiefe sinkt. Drei Frau-
en und acht Kinder aus Afghanistan
sterben. Alle Kinder sind unter 12
Jahre alt. Mindestens acht Personen
sind im gesunkenen Boot, andere
verlassen die Kräfte im eisigen Meer.
Erst als ein türkisches Patrouil-

lenboot in die Nähe kommt, werden
die Menschen aus dem Wasser ge-
zogen und auf das griechische Boot
gelassen – dadurch können 16 Per-
sonen die Katastrophe überleben: 14
Männer, eine Frau und ihr Baby ...«
Zehn Flüchtlinge setzen ihre

Flucht ohne weitere Hilfe fort, fünf
gelangen nach monatelangen Ver-
handlungen mit Unterstützung von

Pro Asyl zu Verwandten in Deutsch-
land. Diese müssen Unterhaltser-
klärungen für die Flüchtlinge abge-
ben – in Hamburg für eine aufzu-
nehmende Person derzeit 2700 Eu-
ro im Monat.
Ende Juli stellt die Militärstaats-

anwaltschaft in Athen die Ermitt-
lungen gegen die Angehörigen der
Küstenwache ein. Ein 21-jähriger
Syrer, dem vorgeworfen wird, den
Flüchtlingskutter gesteuert zu ha-
ben,wird zu einerHaftstrafe von145
Jahren und drei Monaten und einer
Geldstrafe von 570 500 Euro verur-
teilt. Zum Jahrestag der Katastro-
phe am 20. Januar 2015 reichen
Überlebende vor dem Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte
Klage gegen Griechenland ein. Nach
Auswertung der Fallakten analysiert
Pro Asyl : »Die Behauptung der Küs-
tenwache, es habe sich um eine See-
notrettungsaktion gehandelt, deckt
sich nicht mit der Ermittlungsakte ...
Faktisch fand keine Rettungsaktion
statt, sondern ein Grenzschutzein-
satz mit tödlichen Folgen.«


